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Und wenn
die Schweiz der 
Nato beiträte?

Die Welt tut der Schweiz leider nicht den Gefallen, so wie sie im Status Quo zu
verharren. Das Konzept der Neutralität wirkt darum zunehmend dysfunktional. 
Wollen wir bestehen, müssen wir uns bewegen,  findet Christoph Frei 

K
ein Land hat derart 
lange derart gute Er-
fahrungen mit der 
Neutralität gemacht 
wie die Schweiz. 
 Nirgends ist Neutrali-
tät tiefenkulturell so 

stark verankert, an keinem anderen 
Ort der Welt kennt sie annähernd 
hohe und stabile Zustimmungswerte. 
Was fehlt, ist eine gemeinsame Vor-
stellung davon, was sie bedeutet. Wie 
den Überblick bewahren, wenn unter 
dem weiten Dach der selbstbestimm-
ten, immerwährenden, völkerrecht-
lich anerkannten und bewaffneten 
Neutralität offen und umstritten 
bleibt, ob selbige Neutralität nun in-
tegral oder differentiell, aktiv oder 
kooperativ, mitgestaltend oder parti-
zipativ, interessiert oder solidarisch, 
bündnisnah oder bündnisfrei zu ge-
stalten ist?

Die Gründerväter der modernen 
Schweiz hatten weniger Adjektive zur 
Hand; ein Narzissmus der kleinen 
Unterschiede war ihnen gänzlich un-
bekannt. Die Neutralität sei nicht Ziel, 
sondern Mittel zum Zweck, heisst es 
in den Erwägungen der Tagsatzung 
zur Bundesverfassung von 1848 – 
eine im Moment «angemessen er-
scheinende Massregel», die unter ver-
änderten Umständen aufgegeben werden 
könne, vielleicht gar preisgegeben werden 
müsse. Was würden jene wackeren Magistra-
ten heute befinden? Wie und wie stark haben 
sich die Bedingungen eines sicheren und 
guten Lebens in der Zwischenzeit verändert? 

Während Volkswirtschaft, Rechtsraum und 
politischer Raum vor 170 ebenso wie vor 70 
Jahren weitgehend in Übereinstimmung 
waren, sind solche Symmetrien heute nicht 
mehr vorhanden. Territorial fixierte Staatlich-
keit gibt es nach wie vor; die Volkswirtschaft 
hingegen ist regionalen und globalen Wert-
schöpfungsketten gewichen, entgrenzten 
Strömen von Gütern und Kapital, von Daten 
und Dienstleistungen. Die schrittweise Inte-
gration in die Märkte dieser Welt hat auch und 
gerade der Schweiz beispiellosen Wohlstand 
beschert. Der Preis unseres Wohlstands aber 
heisst rechtliche Anbindung, handelspoliti-
sche Verflechtung, Abhängigkeit. Heute ist die 
Schweiz verpflichtete Partei von über 4200 
völkerrechtlichen Verträgen – und damit in 
einem Mass eingebunden, das allen Sonntags-
reden zur Unabhängigkeit des Landes auf der 
faktischen Seite den Boden entzieht.

Der Befund stark relativierter Autonomie 
im Gefolge ökonomischer, rechtlicher und 
technologischer Integrationsprozesse ist des-
halb zentral, weil das Ausmass solcher Ver-

flechtung voll auf die Fähigkeit von Staaten 
durchschlägt, ihre Sicherheit selber zu besor-
gen. Nukleare Abschreckung ist eines; schon 
die wirksame Abwehr moderner Abstands-
waffen bringt kleine und mittlere Staaten 
regelmässig an ihre Grenzen. Nicht nur setzt 
sie den Einsatz komplexer Aufklärungs-, Füh-
rungs- und Waffensysteme voraus, sondern 
auch gleichermassen komplexe Kooperatio-
nen mit unseren Nachbarn. Raketen machen 
keinen Halt beim Zoll.

D
ie Eidgenossenschaft «wahrt 
die Unabhängigkeit und die 
Sicherheit des Landes», 
heisst es in Artikel 2 der Bun-
desverfassung. Eine solche 
Formel mag der Schweizer 
Seele guttun. Gleichwohl 

mutet sie weltfremd an, wie aus der Zeit gefal-
len. Welche Unabhängigkeit? Und auch unsere 
Sicherheit wird massgeblich von anderen pro-
duziert und finanziert, derweil die Schweiz 
ihre Verteidigungsausgaben kontinuierlich 
auf zuletzt unter 1 Prozent des Bruttosozial-
produkts hat absinken lassen. Sicherheit ist 
heute allein im Verbund noch zu leisten. Auf 
wann also ein ehrliches, ernsthaftes Anklop-
fen bei der Nato? Auf wann zumindest eine 
Kohäsionsmilliarde für die gleiche Nato, wenn 

wir alle von sicherheitspolitischen und militä-
rischen Anstrengungen namentlich der USA 
seit Jahrzehnten stärker und grundlegender 
profitieren als vom Binnenmarkt? Die 
Ukraine, wird versichert, verteidigt unsere 
Werte. Könnte sie das auch allein?

Ja doch, die Bedingungen eines sicheren 
und guten Lebens haben sich radikal verän-
dert. Im Zuge der oben skizzierten Entwick-
lungen hat Neutralität ihren Wert als aussen-
politische Maxime bis auf weiteres einge-
büsst. Europäische Grossmächte gibt es heute 
nicht; die Europäische Union steht für den bis 
anhin konsequentesten Versuch, Selbst-
bestimmung unter den Bedingungen recht-
licher und wirtschaftlicher Verflechtung neu 
zu formatieren. Die früher landläufige Aussa-
ge, die dauerhafte Neutralität der Schweiz sei 
getragen vom Interesse der Staatengemein-
schaft, hat über Europa hinaus jede Aura von 
Selbstverständlichkeit verloren. Für Neutrali-
tät gibt es im System der Uno allenfalls Tole-
ranz, mehr nicht. Den urchigen Komplex des 
Neutralitätsrechts – kodifiziert auf seinem 
Höhepunkt vor 115 Jahren – hat das moderne 
Völkerrecht zwar noch nicht ausgeschieden, 
aber deutlich hinter sich gelassen. Die Haager 
Konventionen setzen den Krieg als natür-
liches Recht von Staaten voraus; das moderne 
Völkerrecht ächtet den Angriffskrieg als un-

natürlich, abnormal, illegal und 
irrational. Es verlangt von Staaten 
den Verzicht auf Gewalt. Dass 
schliesslich gute Dienste auch 
ohne Neutralität geleistet werden 
können, dass weltweit aktive 
Friedensförderung und eine 
eigenständige Rolle in der inter-
nationalen Politik auch mit einer 
Nato-Mitgliedschaft sehr wohl 
zusammengehen, macht das Bei-
spiel Norwegens deutlich. 

V
on den klassi-
schen Funktio-
nen der Neutra-
lität bleibt eine 
einzige lebendig 
– und die hat mit 
Aussenpolitik 

wenig zu tun: Es ist die eingangs 
angedeutete, identitäre Funktion, 
mit Nebenfolgen für den inneren 
Zusammenhalt: «So sind wir, und 
so verstehen wir uns.» Gerade die 
tiefenkulturelle Verankerung 
unserer Neutralität erklärt, war-
um wir sie von unserer Ge-
schichte, von unserem Selbstver-
ständnis, also von innen her den-
ken, statt sie im Lichte eines stark 
veränderten Umfelds nüchtern 
auf den Prüfstand zu stellen.

Das geopolitische Umfeld entwickelt sich 
fort, derweil die Schweiz ihre Strukturen und 
Institutionen unter Denkmalschutz stellt. In 
der Hoffnung, dass alles so bleibt? Unter Ein-
satz beträchtlicher Ressourcen investieren wir 
unterdessen in die Verlängerungen von Zu-
ständen, die eigentlich unhaltbar, weil schwe-
bend, in Teilen ungeklärt, in Teilen auch un-
ehrlich sind. Das gegenwärtige Verhältnis zur 
EU gibt ein trauriges Beispiel; die Sicherheits-
politik zumindest der letzten 30 Jahre ist die 
Kurzgeschichte einer Lebenslüge. 

Von anderen Staaten, von anderen Gesell-
schaften erwarten wir mit grösster Selbst-
verständlichkeit, dass sie bedeutende, ja 
enorme Anpassungen leisten – am liebsten 
zeitnah oder doch in guten Fristen. Sie sollen 
Menschenrechte besser schützen, Korruption 
bekämpfen, überhaupt ihr System auf Vorder-
mann bringen. Wieviel aber muten wir uns 
selber zu?

Nichts wäre diesem Land zum jetzigen Zeit-
punkt mehr zu wünschen, als Offenheit, ja 
Mut mit Blick auf einen kollektiven Aufbruch 
– angefangen in den Köpfen. Ist es naiv, sich 
über Sekundenformate hinaus Gespräche und 
Debatten vorzustellen, in denen Tatsachen, 
Fakten und Meinungen direkt aufeinander-
treffen? Wir müssen uns bewegen. Wir müs-
sen miteinander streiten.

Das geopolitische 
Umfeld entwickelt sich 
fort, derweil die Schweiz 
ihre Strukturen und 
Institutionen unter 
Denkmalschutz stellt. 
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